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Textgegenüberstellung 

Änderung der Gewerbeordnung 1994 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 
§ 2. (1) Dieses Bundesgesetz ist - unbeschadet weiterer ausdrücklich an-

geordneter Ausnahmen durch besondere bundesgesetzliche Vorschriften - auf die 
in den nachfolgenden Bestimmungen angeführten Tätigkeiten nicht anzuwenden: 
 1. bis 19. …; 
 20. den Betrieb von Elektrizitätsunternehmen (§ 7 Z 8 ElWOG) und jenen 

Erdgasunternehmen (§ 6 Z 13 GWG), die nicht Erdgashändler (§ 6 Z 10 
GWG) sind; 

 21. …; 

§ 2. (1) Dieses Bundesgesetz ist - unbeschadet weiterer ausdrücklich an-
geordneter Ausnahmen durch besondere bundesgesetzliche Vorschriften - auf die 
in den nachfolgenden Bestimmungen angeführten Tätigkeiten nicht anzuwenden: 
 1. bis 19. …; 
 20. den Betrieb von Elektrizitätsunternehmen (§ 7 Z 11 Elektrizitätswirt-

schafts- und –organisationsgesetz 2010 – ElWOG 2010) und jenen Erd-
gasunternehmen (§ 7 Abs. 1 Z 16 Gaswirtschaftsgesetz 2011 - 
GWG 2011), die nicht Erdgashändler (§ 7 Abs. 1 Z 14 GWG 2011) sind; 
21. …;

§ 3. (1) bis (2) … 
(3) Wenn die im § 87 Abs. 1 oder § 91 Abs. 2 angeführten Voraussetzungen 

auf die im § 31 des Patentgesetzes 1970 genannten Personen zutreffen, so ist die 
Ausübung der Erfindung zu untersagen, und zwar auch dann, wenn diese Voraus-
setzungen schon vor der Anzeige der Ausübung der Erfindung eingetreten sind. 
§ 87 Abs. 2 bis 6 sind sinngemäß anzuwenden. 

(4) …

§ 3. (1) bis (2) … 
(3) Wenn die in § 85 Z 2, § 87 Abs. 1 oder in § 91 Abs. 2 angeführten Vo-

raussetzungen auf die im § 31 des Patentgesetzes 1970 genannten Personen zu-
treffen, so ist die Ausübung der Erfindung zu untersagen, und zwar auch dann, 
wenn diese Voraussetzungen schon vor der Anzeige der Ausübung der Erfindung 
eingetreten sind. § 87 Abs. 2 bis 6 sind sinngemäß anzuwenden. 

(4) … 
§ 7. (1) bis (4) … 
(5) Für Gewerbe, die in Form eines Industriebetriebes ausgeübt werden, ist - 

ausgenommen die im Folgenden aufgezählten Gewerbe - kein Befähigungsnach-
weis erforderlich: 

Baumeister; 
Herstellung von Arzneimitteln und Giften; 
Herstellung und Aufbereitung von Medizinprodukten, soweit diese Tätigkei-

ten nicht unter ein anderes reglementiertes Gewerbe fallen; 
Steinmetzmeister einschließlich Kunststeinerzeuger und Terrazzomacher; 
Waffengewerbe;

§ 7. (1) bis (4) … 
(5) Für Gewerbe, die in Form eines Industriebetriebes ausgeübt werden, ist - 

ausgenommen die im Folgenden aufgezählten Gewerbe - kein Befähigungsnach-
weis erforderlich: 

Baumeister; 
Herstellung von Arzneimitteln und Giften; 
Herstellung und Aufbereitung von Medizinprodukten, soweit diese Tätigkei-

ten nicht unter ein anderes reglementiertes Gewerbe fallen; 
Steinmetzmeister einschließlich Kunststeinerzeuger und Terrazzomacher; 
Waffengewerbe;
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Zimmermeister. 
(6) …

Holzbau-Meister. 
(6) … 

§ 14. (1) bis (4) ... § 14. (1) bis (4) ... 
(5) Die Voraussetzungen für die Ausübung eines Gewerbes gemäß § 97 

Abs. 2, § 121 Abs. 1 Z 2 und 3 und § 135 Abs. 3 Z 1 und 2 werden auch erfüllt, 
wenn  
 1. natürlichen Personen ein Aufenthaltstitel mit einem Recht auf Niederlas-

sung gemäß § 45 oder § 49 Abs. 2 bis 4 des Niederlassungs- und Aufent-
haltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005 in der jeweils geltenden Fas-
sung, erteilt wurde, oder 

 2. bei natürlichen Personen die Staatsangehörigkeit der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und ein Wohnsitz in der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft oder in einem Vertragsstaat des EWR vorliegen, oder 

 3. bei juristischen Personen und eingetragenen Personengesellschaften der 
Sitz oder die Hauptniederlassung in der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft oder in einem Vertragsstaat des EWR liegt und die Mitglieder der 
zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organe oder die geschäftsfüh-
rungs- und vertretungsbefugten Gesellschafter über die Staatsangehörig-
keit der Schweizerischen Eidgenossenschaft oder eines Vertragsstaates 
des EWR verfügen. 

§ 141 Abs. 3 ist sinngemäß auf Personen mit einen Aufenthaltstitel mit einem 
Recht auf Niederlassung gemäß § 45 oder § 49 Abs. 2 bis 4 NAG und auf Staats-
bürger der Schweizerischen Eidgenossenschaft anzuwenden.

§ 18. (1) bis (5) ... 
(6) Ob durch Zeugnisse über außerhalb von Mitgliedstaaten der EU oder 

Vertragsstaaten des EWR absolvierte Ausbildungen und Tätigkeiten die für die 
Ausübung eines reglementierten Gewerbes erforderlichen Kenntnisse, Fähigkei-
ten und Erfahrungen erworben werden, hat der Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit auf Antrag auszusprechen. Dieser Ausspruch kann mit der Beschränkung 
auf Teiltätigkeiten des betreffenden Gewerbes getroffen werden, wenn die Befä-
higung des Antragstellers nur in diesem Umfang vorliegt. Diese Bestimmung gilt 
auch für Personen, die nicht Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der EU oder 
eines Vertragsstaates des EWR sind und die ihre Ausbildung und Fachpraxis in 
einem anderen Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des 
EWR absolviert haben. 

§ 18. (1) bis (5) ... 
(7) … 
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(7) …
§ 19. Kann der nach § 18 Abs. 1 vorgeschriebene Befähigungsnachweis 

nicht erbracht werden, so hat die Behörde unter Bedachtnahme auf Vorschriften 
gemäß § 18 Abs. 4 das Vorliegen der individuellen Befähigung festzustellen, 
wenn durch die beigebrachten Beweismittel die für die jeweilige Gewerbeaus-
übung erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen nachgewiesen 
werden. Die Behörde hat das Vorliegen der individuellen Befähigung mit der 
Beschränkung auf Teiltätigkeiten des betreffenden Gewerbes auszusprechen, 
wenn die Befähigung nur in diesem Umfang vorliegt. § 373c Abs. 7 ist sinnge-
mäß anzuwenden.

§ 19. Kann der nach § 18 Abs. 1 vorgeschriebene Befähigungsnachweis 
nicht erbracht werden, so hat die Behörde unter Bedachtnahme auf Vorschriften 
gemäß § 18 Abs. 4 das Vorliegen der individuellen Befähigung festzustellen, 
wenn durch die beigebrachten Beweismittel die für die jeweilige Gewerbeaus-
übung erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen nachgewiesen 
werden. Die Behörde hat das Vorliegen der individuellen Befähigung mit der 
Beschränkung auf Teiltätigkeiten des betreffenden Gewerbes auszusprechen, 
wenn die Befähigung nur in diesem Umfang vorliegt. § 373d Abs. 5 ist sinnge-
mäß anzuwenden.

§ 21. (1) bis (4) ... 
(5) In der Meisterprüfungsordnung sind gegebenenfalls andere als in Abs. 4 

letzter Satz genannte fachlich in Betracht kommende Ausbildungen und Prüfun-
gen festzulegen, die das Modul 1 Teil A, das Modul 2 Teil A oder das Modul 3 
ersetzen. Haben die Absolventen einer Studienrichtung, eines Fachhochschul-
Studienganges oder einer berufsbildenden höheren Schule nach einer Verordnung 
gemäß § 18 Abs. 1 ohne Meisterprüfung Zugang zur Ausübung des betreffenden 
Handwerks, so hat für sie das Modul 3 jedenfalls zu entfallen. 

§ 21. (1) bis (4) ... 
(5) In der Meisterprüfungsordnung sind gegebenenfalls andere als in Abs. 4 

letzter Satz genannte fachlich in Betracht kommende Ausbildungen und Prüfun-
gen festzulegen, die das Modul 1 Teil A, das Modul 2 oder das Modul 3 oder 
einzelne Teile von solchen ersetzen. Haben die Absolventen einer Studienrich-
tung, eines Fachhochschul-Studienganges oder einer berufsbildenden höheren 
Schule nach einer Verordnung gemäß § 18 Abs. 1 ohne Meisterprüfung Zugang 
zur Ausübung des betreffenden Handwerks, so hat für sie das Modul 3 jedenfalls 
zu entfallen. 

§ 39. (1) Der Gewerbeinhaber kann für die Ausübung seines Gewerbes einen 
Geschäftsführer bestellen, der dem Gewerbeinhaber gegenüber für die fachlich 
einwandfreie Ausübung des Gewerbes und der Behörde (§ 333) gegenüber für die 
Einhaltung der gewerberechtlichen Vorschriften verantwortlich ist; er hat einen 
Geschäftsführer zu bestellen, wenn er den Befähigungsnachweis nicht erbringen 
kann oder wenn er keinen Wohnsitz im Inland hat, sofern die Zustellung der 
Verhängung und die Vollstreckung von Verwaltungsstrafen nicht durch Überein-
kommen sichergestellt sind. 

(2) … 
(2a) Der Geschäftsführer muss seinen Wohnsitz im Inland haben. Dies gilt 

nicht, sofern 
 a) die Zustellung der Verhängung und die Vollstreckung von Verwal-

tungsstrafen durch Übereinkommen sichergestellt sind oder 
 b)  es sich um Staatsangehörige einer EWR-Vertragspartei handelt, die 

ihren Wohnsitz in einem EWR-Vertragsstaat haben. 

§ 39. (1) Der Gewerbeinhaber kann für die Ausübung seines Gewerbes einen 
Geschäftsführer bestellen, der dem Gewerbeinhaber gegenüber für die fachlich 
einwandfreie Ausübung des Gewerbes und der Behörde (§ 333) gegenüber für die 
Einhaltung der gewerberechtlichen Vorschriften verantwortlich ist. Der Gewerbe-
inhaber hat einen Geschäftsführer zu bestellen, wenn er den Befähigungsnach-
weis nicht erbringen kann oder wenn er keinen Wohnsitz im Inland hat. Für Ge-
werbeinhaber, die keinen Wohnsitz im Inland haben, entfällt die Verpflichtung, 
einen Geschäftsführer zu bestellen, wenn 
 1. die Zustellung der Verhängung und die Vollstreckung von Verwaltungs-

strafen durch Übereinkommen sichergestellt sind, oder  
 2. es sich um Staatsangehörige eines Vertragsstaates des EWR handelt, die 

ihren Wohnsitz in einem Vertragsstaat des EWR haben, oder 
 3. es sich um Staatsangehörige der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

handelt, die ihren Wohnsitz in der Schweiz oder in einem Vertragsstaat 
des EWR haben.  

(2) … 
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(2a) Der Geschäftsführer muss seinen Wohnsitz im Inland haben. Dies gilt 
nicht, sofern 
 1. die Zustellung der Verhängung und die Vollstreckung von Verwaltungs-

strafen durch Übereinkommen sichergestellt sind, oder 
 2. es sich um Staatsangehörige eines Vertragsstaates des EWR oder der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft handelt, die ihren Wohnsitz in einem 
Vertragsstaat des EWR oder in der Schweiz haben, oder 

 3. es sich um Drittstaatsangehörige handelt, denen ein Aufenthaltstitel 
„Daueraufenthalt-EG“ oder „Daueraufenthalt-Familienangehöriger“ er-
teilt wurde und die ihren Wohnsitz in einem Vertragsstaat des EWR oder 
in der Schweiz haben.

§ 50. (1) … 
(2) Der Versandhandel mit Giften, Arzneimitteln, Heilbehelfen, Waffen und 

Munition sowie pyrotechnischen Artikeln an Letztverbraucher ist unzulässig. 
Dieses Verbot gilt auch für den Absatz von aus eigener Erzeugung stammenden 
Waren oder von zugekauften Waren in der Art des Versandhandels an Letztver-
braucher. 

(3) bis (4) …

§ 50. (1) … 
(2) Der Versandhandel mit Giften, Arzneimitteln, Heilbehelfen (ausgenom-

men Kontaktlinsen), Waffen und Munition sowie pyrotechnischen Artikeln an 
Letztverbraucher ist unzulässig. Dieses Verbot gilt auch für den Absatz von aus 
eigener Erzeugung stammenden Waren oder von zugekauften Waren in der Art 
des Versandhandels an Letztverbraucher. 

(3) bis (4) …
§ 51. (1) bis (2) … 
(3) Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat die Ausfüh-

rung der Tätigkeiten zu verbieten, wenn einer der im § 87 Abs. 1 angeführten 
Entziehungsgründe auf den zur Ausführung der Tätigkeiten Berechtigten zutrifft. 
Zuwiderhandlungen gegen dieses Verbot sind gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 zu bestra-
fen. 

(4) … 

§ 51. (1) bis (2) … 
(3) Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat die Ausfüh-

rung der Tätigkeiten zu verbieten, wenn einer der im § 87 Abs. 1 angeführten 
Entziehungsgründe oder der im § 85 Z 2 angeführte Endigungsgrund auf den zur 
Ausführung der Tätigkeiten Berechtigten zutrifft. Zuwiderhandlungen gegen 
dieses Verbot sind gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 zu bestrafen. 

(4) … 
§ 57. (1) bis (4) … 
(5) Die Gewerbetreibenden haben Werbeveranstaltungen, die nicht nach 

Abs. 4 verboten sind und außerhalb von Betriebsstätten oder der Wohnung des 
Gewerbetreibenden stattfinden, der nach dem Ort der Veranstaltung zuständigen 
Behörde spätestens sechs Wochen vor der Veranstaltung anzuzeigen. Die Anzei-
ge hat folgenden Inhalt aufzuweisen: 
 1. den Namen (die Firma) des Gewerbetreibenden und eine ladungsfähige 

Anschrift, 
 2. Zeitpunkt und Ort der Veranstaltung,

§ 57. (1) bis (4) … 
(5) Die Gewerbetreibenden haben Werbeveranstaltungen, die nicht nach 

Abs. 4 verboten sind und außerhalb von Betriebsstätten oder der Wohnung des 
Gewerbetreibenden stattfinden, der nach dem Ort der Veranstaltung zuständigen 
Behörde spätestens sechs Wochen vor der Veranstaltung anzuzeigen. Findet eine 
solche Werbeveranstaltung im Ausland statt, so ist die Veranstaltung der nach 
dem Ort des Anbietens (Standort oder weitere Betriebsstätte des Gewerbetreiben-
den oder der Ort, an dem die Teilnehmer versammelt werden) zuständigen Be-
hörde spätestens sechs Wochen vor dem Anbieten anzuzeigen. Die Anzeige hat 
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 3. die Art der angebotenen Waren und gegebenenfalls der angebotenen 
Dienstleistungen, 

 4. den Text der geplanten an die Privatpersonen gerichteten Werbezusen-
dung und 

 5. den Namen (die Firma) und eine ladungsfähige Anschrift desjenigen, 
dessen Waren oder Dienstleistungen beworben werden. 

(6) … 
(7) Werden die in Abs. 5 und 6 festgelegten Verpflichtungen nicht erfüllt 

oder liegen wiederholte Verstöße gegen die Bestimmungen der Abs. 5 und 6 vor, 
so hat die Behörde die Werbeveranstaltung zu untersagen. Wird der Untersa-
gungsbescheid nicht spätestens zwei Wochen vor der geplanten Veranstaltung 
erlassen, so darf diese durchgeführt werden. 

(8) … 
 

folgenden Inhalt aufzuweisen:
 1. den Namen (die Firma) des Gewerbetreibenden und eine ladungsfähige 

Anschrift, 
 2. Zeitpunkt und Ort der Veranstaltung, 
 3. die Art der angebotenen Waren und gegebenenfalls der angebotenen 

Dienstleistungen, 
 4. den Text der geplanten an die Privatpersonen gerichteten Werbezusen-

dung und 
 5. den Namen (die Firma) und eine ladungsfähige Anschrift desjenigen, 

dessen Waren oder Dienstleistungen beworben werden. 
(6) … 
(7) Werden bei Werbeveranstaltungen, die im Inland stattfinden, die in 

Abs. 5 und 6 festgelegten Verpflichtungen nicht erfüllt oder liegen wiederholte 
Verstöße gegen die Bestimmungen der Abs. 5 und 6 vor, so hat die Behörde die 
Werbeveranstaltung zu untersagen. Wird der Untersagungsbescheid nicht spätes-
tens zwei Wochen vor der geplanten und ordnungsgemäß entsprechend Abs. 5 
angezeigten Veranstaltung erlassen, so darf diese durchgeführt werden. 

(7a) Werden bei Werbeveranstaltungen, die im Ausland stattfinden, die in 
Abs. 5 und 6 festgelegten Verpflichtungen nicht erfüllt oder liegen wiederholte 
Verstöße gegen die Bestimmungen der Abs. 5 und 6 vor, so hat die Behörde das 
Anbieten zu untersagen. Wird der Untersagungsbescheid nicht spätestens zwei 
Wochen vor dem geplanten und ordnungsgemäß entsprechend Abs. 5 angezeigten 
Anbieten erlassen, so darf diese Veranstaltung angeboten werden. 

(8) … 
§ 85. Die Gewerbeberechtigung endigt: 

 1. …  
 3. … 

§ 85. Die Gewerbeberechtigung endigt: 
 1. …  
 2. mit Eintritt des Ausschlussgrundes gemäß § 13 Abs. 3 oder § 13 Abs. 5 

erster Satz; 
3. … 

§ 87. (1) Die Gewerbeberechtigung ist von der Behörde (§ 361) zu entzie-
hen, wenn 
 1. …  
 2. einer der im § 13 Abs. 3 bis 5 angeführten Umstände, die den Gewerbe-

ausschluß bewirken, vorliegt oder

§ 87. (1) Die Gewerbeberechtigung ist von der Behörde (§ 361) zu entzie-
hen, wenn 
 1. …  
 2. einer der im § 13 Abs. 4 oder Abs. 5 zweiter Satz angeführten Umstände, 

die den Gewerbeausschluss bewirken, vorliegt oder
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 3. …  
 4. …  
 4a. …  
 5. …  
Schutzinteressen gemäß Z 3 sind insbesondere die Hintanhaltung der illegalen 
Beschäftigung, der Kinderpornographie, des Suchtgiftkonsums, des Suchtgiftver-
kehrs, der illegalen Prostitution sowie der Diskriminierung von Personen allein 
auf Grund ihrer Rasse, ihrer Hautfarbe, ihrer nationalen oder ethnischen Her-
kunft, ihres religiösen Bekenntnisses oder einer Behinderung (Art. IX Abs. 1 Z 3 
EGVG). 

 3. … 
 4. … 
 4a. …  
 4b. im Sinne des § 99 Abs. 7 eine Haftpflichtversicherung für Personen- und 

Sachschäden wegfällt oder ein Nachweis im Sinne des § 376 Z 13 nicht 
rechtzeitig erfolgt oder 

 5. … 
Schutzinteressen gemäß Z 3 sind insbesondere die Hintanhaltung der illegalen 
Beschäftigung, der Kinderpornographie, des Suchtgiftkonsums, des Suchtgiftver-
kehrs, der illegalen Prostitution sowie der Diskriminierung von Personen allein 
auf Grund ihrer Rasse, ihrer Hautfarbe, ihrer nationalen oder ethnischen Her-
kunft, ihres religiösen Bekenntnisses oder einer Behinderung (Art. III Abs. 1 Z 3 
des Einführungsgesetzes zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 2008 - EGVG, 
BGBl. I Nr. 87/2008).

§ 91. (1) ... 
(2) Ist der Gewerbetreibende eine juristische Person oder eine eingetragene 

Personengesellschaft und beziehen sich die im § 87 angeführten Entziehungs-
gründe sinngemäß auf eine natürliche Person, der ein maßgebender Einfluß auf 
den Betrieb der Geschäfte zusteht, so hat die Behörde (§ 361) dem Gewerbetrei-
benden eine Frist bekanntzugeben, innerhalb der der Gewerbetreibende diese 
Person zu entfernen hat. Hat der Gewerbetreibende die genannte natürliche Per-
son innerhalb der gesetzten Frist nicht entfernt, so hat die Behörde die Gewerbe-
berechtigung zu entziehen. 

§ 91. (1) ... 
(2) Ist der Gewerbetreibende eine juristische Person oder eine eingetragene 

Personengesellschaft und beziehen sich die im § 87 angeführten Entziehungs-
gründe oder der in § 85 Z 2 angeführte Endigungsgrund sinngemäß auf eine na-
türliche Person, der ein maßgebender Einfluß auf den Betrieb der Geschäfte zu-
steht, so hat die Behörde (§ 361) dem Gewerbetreibenden eine Frist bekanntzu-
geben, innerhalb der der Gewerbetreibende diese Person zu entfernen hat. Hat der 
Gewerbetreibende die genannte natürliche Person innerhalb der gesetzten Frist 
nicht entfernt, so hat die Behörde die Gewerbeberechtigung zu entziehen. 

§ 93. (1) bis (3) ... 
 

§ 93. (1) bis (3) … 
(4) Bei Gewerbetreibenden, die das Baumeistergewerbe (§ 94 Z 5) oder ein 

dem Baumeistergewerbe entstammendes Teilgewerbe ausüben, sind das Ruhen 
und die Wiederaufnahme der Gewerbeausübung der Behörde im Vorhinein anzu-
zeigen; eine Anzeige im Nachhinein ist unzulässig und unwirksam. Die Behörde 
hat ab Einlangen der Mitteilung die Löschung im Gewerberegister vorzunehmen; 
eine Gewerbeausübung während des im Gewerberegister berücksichtigten Ru-
hens ist unzulässig. Während der Zeit des im Gewerberegister berücksichtigten 
Ruhens entfallen das Erfordernis einer Haftpflichtversicherung nach § 99 Abs. 7 
sowie die Verpflichtung der Erfüllung sonstiger mit der Ausübung des Gewerbes 
verbundener gewerberechtlicher Verpflichtungen. Ab Einlangen der Meldung der 
Wiederaufnahme ist die Eintragung im Gewerberegister durch die Behörde zu 
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reaktivieren, sofern der Gewerbetreibende gleichzeitig mit der Meldung der Wie-
deraufnahme den wirksamen Bestand einer Haftpflichtversicherung im Sinne des 
§ 99 Abs. 7 sowie die Erfüllung aller übrigen Eintragungserfordernisse - mit 
Ausnahme eines neuerlichen Nachweises der notwendigen Befähigung des Ge-
werbetreibenden - mit Wirkung spätestens ab Ende des Ruhens nachweist. Zuwi-
derhandlungen gegen die Bestimmung des zweiten Satzes, zweiter Halbsatz, sind 
gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 zu bestrafen. 

§ 94. Folgende Gewerbe sind reglementierte Gewerbe: 
 1.  bis 19. … 
  20.  Berufsfotograf (Handwerk) 
 21.  bis 23. … 
 24. Gärtner; Blumenbinder (Floristen) (verbundenes Handwerk) 
 25.  bis 66. … 
 67.  Stukkateure und Trockenausbauer (Handwerk) 
 68.  bis 81. …  
 82.  Zimmermeister 

§ 94. Folgende Gewerbe sind reglementierte Gewerbe: 
 1.  bis 19. … 
 21.  bis 23. … 
 24. Gärtner; Florist (verbundenes Handwerk) 
 25.  bis 66. … 
 67.  Stukkateure und Trockenausbauer (Handwerk) 
 68.  bis 81. … 
 82.  Holzbau-Meister 

§ 99. (1) … 
(2) Der Baumeister ist weiters berechtigt, auch die Arbeiten anderer Gewer-

be im Rahmen seiner Bauführung zu übernehmen, zu planen und zu berechnen 
und zu leiten. Er ist auch berechtigt, diese Arbeiten im Rahmen seiner Baufüh-
rung selbst auszuführen, soweit es sich um Tätigkeiten der Betonwarenerzeuger, 
Kunststeinerzeuger, Terrazzomacher, Schwarzdecker, Estrichhersteller, Stein-
holzleger, Gärtner, Stukkateure und Trockenausbauer, Wärme-, Kälte-, Schall- 
und Branddämmer und der Abdichter gegen Feuchtigkeit und Druckwasser han-
delt. Die Herstellung von Estrich und Trockenausbauertätigkeiten darf der Bau-
meister unabhängig von einer Bauführung übernehmen und ausführen. Soweit es 
sich um Arbeiten von nicht in diesem Absatz genannten Gewerben handelt, hat er 
sich zur Ausführung dieser Arbeiten der hiezu befugten Gewerbetreibenden zu 
bedienen. Weiters ist er unbeschadet der Rechte der Brunnenmeister zur Durch-
führung von Tiefbohrungen aller Art berechtigt. 

(3) bis (4) … 
(5) Nur Gewerbetreibende, deren Gewerbeberechtigung das Recht zur um-

fassenden Planung gemäß § 99 Abs. 1 Z 1 beinhaltet, dürfen die Bezeichnung 
“Baumeister” verwenden. Gewerbetreibende, die zur Ausübung des Baumeister-
gewerbes eingeschränkt auf die Ausführung von Bauten berechtigt sind, dürfen 

§ 99. (1) … 
(2) Der Baumeister ist weiters berechtigt, auch die Arbeiten anderer Gewer-

be im Rahmen seiner Bauführung zu übernehmen, zu planen und zu berechnen 
und zu leiten. Er ist auch berechtigt, diese Arbeiten im Rahmen seiner Baufüh-
rung selbst auszuführen, soweit es sich um Tätigkeiten der Betonwarenerzeuger, 
Kunststeinerzeuger, Terrazzomacher, Schwarzdecker, Estrichhersteller, Stein-
holzleger, Gärtner, Stuckateure und Trockenausbauer, Wärme-, Kälte-, Schall- 
und Branddämmer und der Abdichter gegen Feuchtigkeit und Druckwasser han-
delt. Die Herstellung von Estrich und Trockenausbauertätigkeiten darf der Bau-
meister unabhängig von einer Bauführung übernehmen und ausführen. Soweit es 
sich um Arbeiten von nicht in diesem Absatz genannten Gewerben handelt, hat er 
sich zur Ausführung dieser Arbeiten der hiezu befugten Gewerbetreibenden zu 
bedienen. Weiters ist er unbeschadet der Rechte der Brunnenmeister zur Durch-
führung von Tiefbohrungen aller Art berechtigt. 

(3) bis (4) … 
(5) Wird das Gewerbe der Baumeister in einem Umfang angemeldet, der 

nicht das Recht zur umfassenden Planung gemäß Abs. 1 Z 1 beinhaltet, hat der 
Gewerbeanmelder die Bezeichnung “Baugewerbetreibender” unter Beifügung der 
entsprechenden Einschränkung zu verwenden. Nur Gewerbetreibende, deren 
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keine Bezeichnung verwenden, die den Eindruck erwecken könnte, dass sie zur 
Planung von Bauten berechtigt sind. 

(6) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat auf Antrag des Ge-
werbetreibenden innerhalb von drei Monaten durch Bescheid festzustellen, dass 
der Gewerbetreibende, dessen Gewerbeberechtigung das Recht zur umfassenden 
Planung gemäß § 99 Abs. 1 Z 1 beinhaltet, neben der Bezeichnung “Baumeister” 
auch die Bezeichnung “Gewerblicher Architekt” verwenden darf, wenn er 
 1. ein Diplom, ein Prüfungszeugnis oder einen sonstigen Befähigungs-

nachweis entsprechend den Art. 10 und 11 der Richtlinie 85/384/EWG 
vom 10. Juni 1985 für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü-
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise auf dem Gebiet der 
Architektur und für Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen 
Ausübung des Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien Dienstleis-
tungsverkehr, ABl. Nr. L 223 vom 21. August 1985, S 15/25 - Anhang 
VII Z 18 des EWR-Abkommens, 

 a) entweder auf Grund der erfolgreichen Ablegung der Reifeprüfung an 
einer einschlägigen inländischen höheren technischen Lehranstalt 
(Hochbau) erworben hat und mindestens zehn Jahre als Baugewerbet-
reibender oder in einer dem gleichzuhaltenden Funktion tätig war 

 b)  oder auf Grund eines inländischen einschlägigen Hoch-
schul(Universitäts)studiums erworben hat und 

 2. … 

Gewerbeberechtigung das Recht zur umfassenden Planung gemäß Abs. 1 Z 1 
beinhaltet, dürfen die Bezeichnung “Baumeister” verwenden. Gewerbetreibende, 
die zur Ausübung des Baumeistergewerbes eingeschränkt auf die Ausführung von 
Bauten berechtigt sind, dürfen keine Bezeichnung verwenden, die den Eindruck 
erwecken könnte, dass sie zur Planung von Bauten berechtigt sind. 

(6) Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat auf Antrag 
des Gewerbetreibenden innerhalb von drei Monaten durch Bescheid festzustellen, 
dass der Gewerbetreibende, dessen Gewerbeberechtigung das Recht zur umfas-
senden Planung gemäß § 99 Abs. 1 Z 1 beinhaltet, neben der Bezeichnung “Bau-
meister” auch die Bezeichnung “Gewerblicher Architekt” verwenden darf, wenn 
er 
 1. einen Ausbildungsnachweis entsprechend Art. 49 der Richtlinie 

2005/36/EG 
 a) entweder auf Grund der erfolgreichen Ablegung der Reifeprüfung an 

einer einschlägigen inländischen höheren technischen Lehranstalt 
(Hochbau) erworben hat und mindestens zehn Jahre als Baugewerbet-
reibender oder in einer dem gleichzuhaltenden Funktion tätig war 

 b)  oder auf Grund eines inländischen einschlägigen Hoch-
schul(Universitäts)studiums erworben hat und 

 2. … 
(7) Die zur Ausübung des Baumeistergewerbes (§ 94 Z 5) oder der dem 

Baumeistergewerbe entstammenden Teilgewerbe berechtigten Gewerbetreiben-
den haben für ihre Berufstätigkeit eine Haftpflichtversicherung für Personen- und 
Sachschäden mit einer Versicherungssumme von mindestens 1 000 000 Euro pro 
Schadensfall ohne Vereinbarung eines Selbstbehalts von mehr als fünf vH abzu-
schließen. Die Haftpflichtversicherung für Personen- und Sachschäden muss bei 
einem Unternehmen erfolgen, das zum Geschäftsbetrieb in Österreich befugt ist. 

(8) Bei der Anmeldung des Baumeistergewerbes (§ 94 Z 5) oder eines dem 
Baumeistergewerbe entstammenden Teilgewerbes ist zusätzlich zu den Erforder-
nissen gemäß § 339 Abs. 3 der Nachweis der Haftpflichtversicherung für Perso-
nen- und Sachschäden gemäß Abs. 7 zu erbringen. 

(9) Bei Leistungsfreiheit des Versicherers gegenüber dem Versicherungs-
nehmer aus der Haftpflichtversicherung für Personen- und Sachschäden gelten 
betreffend die Meldung des Versicherers an die für den das Baumeistergewerbe 
(§ 94 Z 5) oder ein dem Baumeistergewerbe entstammendes Teilgewerbe aus-
übenden Gewerbetreibenden örtlich zuständige Behörde und betreffend die Haf-

1800 der B
eilagen X

X
IV

. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

8 von 22

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  9 von 22 

 

tung des Versicherers in Ansehung eines Dritten die Bestimmungen des § 92 
GewO 1994 und die Bestimmungen der §§ 158b bis 158i des VersVG, BGBl. Nr. 
2/1959, in der geltenden Fassung. § 158c Abs. 2 VersVG gilt mit der Maßgabe, 
dass der Umstand, der das Nichtbestehen oder die Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses zur Folge hat, gegenüber dem Dritten erst nach Ablauf von 
zwei Monaten wirksam wird, nachdem der Versicherer diesen Umstand der für 
die Führung des Gewerberegisters zuständigen Behörde angezeigt hat. 

(10) Bei Wegfall der Haftpflichtversicherung für Personen- und Sachschä-
den im Sinne von Abs. 7 hat die Behörde unverzüglich ein Gewerbeentziehungs-
verfahren einzuleiten und, wenn eine neuerliche Haftpflichtversicherung für Per-
sonen- und Sachschäden nicht unverzüglich nachgewiesen wird, die Gewerbebe-
rechtigung längstens binnen zwei Monaten zu entziehen. § 361 Abs. 2 ist in die-
sem Fall nicht anzuwenden. Berufungen gegen Entziehungsbescheide kommt 
keine aufschiebende Wirkung zu. Die Einleitung des Gewerbeentziehungsverfah-
rens ist im Gewerberegister zu vermerken.

§ 108. (1) … 
(2) Die Tätigkeit gemäß Abs. 1 Z 1 bedarf der Niederlassung in Österreich, 

es sei denn, der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit stellt in Einzelfällen 
gemäß § 373d das Vorliegen der Äquivalenz mit dem inländischen Befähigungs-
nachweis für das Fremdenführergewerbe fest. 

(3) bis (5) … 
(6) Gewerbetreibende, die zur Ausübung des Fremdenführergewerbes be-

rechtigt sind, haben bei der Ausübung der im Abs. 1 genannten Tätigkeiten die 
Legitimation gemäß Abs. 4 mitzuführen und diese auf Verlangen der behördli-
chen Organe vorzuweisen. 

(7) bis (8) …

§ 108. (1) … 
(3) bis (5) … 
(6) Gewerbetreibende, die zur Ausübung des Fremdenführergewerbes be-

rechtigt sind, haben bei der Ausübung der im Abs. 1 genannten Tätigkeiten die 
Legitimation gemäß Abs. 4 mitzuführen und diese auf Verlangen der behördli-
chen Organe vorzuweisen. Diese Verpflichtung gilt nicht bei der Ausübung des 
Fremdenführergewerbes als vorübergehende grenzüberschreitende Dienstleistung 
im Sinne des § 373a Abs. 1. 

(7) bis (8) … 

§ 128. (1)… 
(2) Kein reglementiertes Gewerbe gemäß § 94 Z 58 ist unbeschadet der 

Rechte der Schädlingsbekämpfer die Bekämpfung von tierischen und pflanzli-
chen Schädlingen ohne Verwendung sehr giftiger Gase 
 1. durch Zimmermeister bei Bauten, die ihrem Wesen nach Holzkonstrukti-

onen sind, beispielsweise bei Holzhäusern, Holzdachstühlen und Holz-
brücken und 

 2. durch Bildhauer, Drechsler, Orgelbauer und Tischler im Zuge von Repa-
raturarbeiten oder Restaurierungen. 

§ 128. (1)… 
(2) Kein reglementiertes Gewerbe gemäß § 94 Z 58 ist unbeschadet der 

Rechte der Schädlingsbekämpfer die Bekämpfung von tierischen und pflanzli-
chen Schädlingen ohne Verwendung sehr giftiger Gase 
 1. durch Holzbau-Meister bei Bauten, die ihrem Wesen nach Holzkonstruk-

tionen sind, beispielsweise bei Holzhäusern, Holzdachstühlen und Holz-
brücken und 

 2. durch Bildhauer, Drechsler, Orgelbauer und Tischler im Zuge von Repa-
raturarbeiten oder Restaurierungen. 
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§ 133. (1) bis (4) … § 133. (1) bis (4) … 
(5) Wird das Gewerbe der Steinmetzmeister in einem Umfang angemeldet, 

der nicht das Recht zur Planung gemäß Abs. 1 Z 1 beinhaltet, hat der Gewerbe-
anmelder die Bezeichnung “Steinmetzgewerbetreibender” unter Beifügung der 
entsprechenden Einschränkung zu verwenden. Nur Gewerbetreibende, deren 
Gewerbeberechtigung das Recht zur Planung gemäß Abs. 1 Z 1 beinhaltet, dürfen 
die Bezeichnung “Steinmetzmeister” verwenden. Gewerbetreibende, die zur 
Ausübung des Steinmetzmeistergewerbes eingeschränkt auf die Ausführung 
berechtigt sind, dürfen keine Bezeichnung verwenden, die den Eindruck erwe-
cken könnte, dass sie zur Planung im Sinne des Abs. 1 Z 1 berechtigt sind. 

§ 134. (1) bis (2) … 
(3) Ingenieurbüros dürfen nicht auf Fachgebieten begründet werden, die den 

Baumeistern, Brunnenmeistern, den Zimmermeistern oder den Steinmetzmeistern 
einschließlich der Kunststeinerzeugung und Terrazzomacher vorbehaltene Tätig-
keiten umfassen. Dies gilt nicht für Ingenieurbüros für Innenarchitektur im Rah-
men des Abs. 2 und für Ingenieurbüros für Kulturtechnik und Wasserwirtschaft 
im Rahmen ihres Fachgebietes. 

(4) bis (5) … 
 

§ 134. (1) bis (2) … 
(3) Ingenieurbüros dürfen nicht auf Fachgebieten begründet werden, die den 

Baumeistern, Brunnenmeistern, den Holzbau-Meistern oder den Steinmetzmeis-
tern einschließlich der Kunststeinerzeugung und Terrazzomacher vorbehaltene 
Tätigkeiten umfassen. Dies gilt nicht für Ingenieurbüros für Innenarchitektur im 
Rahmen des Abs. 2 und für Ingenieurbüros für Kulturtechnik und Wasserwirt-
schaft im Rahmen ihres Fachgebietes. 

(4) bis (5) … 
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Zimmermeister 
§ 149. (1) Der Zimmermeister (§ 94 Z 82) ist zur Ausführung von Bauarbei-

ten, bei denen Holz als Baustoff verwendet wird, wie zur Herstellung von Holz-
häusern, Dachstühlen, Holzbrücken, Holzveranden, Holzstiegen, Holzbalkonen 
und dergleichen berechtigt. 

(2) Bei Ausführung der Arbeiten gemäß Abs. 1 darf der Zimmermeister auch 
andere Werkstoffe als Holz verwenden. Der Zimmermeister ist weiters zur Her-
stellung von Hauseingangstüren aus Massivholz, Holzfußböden aller Art und von 
gezimmerten Holzgegenständen berechtigt. 

(3) Die im Abs. 1 angeführten Arbeiten darf der Zimmermeister, wenn die 
Mitwirkung verschiedener Baugewerbe erforderlich ist und soweit Abs. 4 nicht 
anderes bestimmt, nur unter der Leitung eines Baumeisters ausführen. 

(4) Der Zimmermeister ist jedoch berechtigt, Bauten, die ihrem Wesen nach 
Holzkonstruktionen sind, selbstständig sowohl zu planen und zu berechnen als 
auch zu leiten und nach Maßgabe des § 99 Abs. 2, der sinngemäß anzuwenden 
ist, auszuführen. 

(5) Der Zimmermeister ist zur Aufstellung von Gerüsten, für die statische 
Kenntnisse erforderlich sind, berechtigt. 

(6) Der Zimmermeister ist im Rahmen seiner Gewerbeberechtigung zur Ver-
tretung seines Auftraggebers vor Behörden oder Körperschaften öffentlichen 
Rechts berechtigt. 

(7) … 

Holzbau-Meister 
§ 149. (1) Der Holzbau-Meister (§ 94 Z 82) ist zur Ausführung von Bauar-

beiten, bei denen Holz als Baustoff verwendet wird, wie zur Herstellung von 
Holzhäusern, Dachstühlen, Holzbrücken, Holzveranden, Holzstiegen, Holzbalko-
nen und dergleichen berechtigt. 

(2) Bei Ausführung der Arbeiten gemäß Abs. 1 darf der Holzbau-Meister 
auch andere Werkstoffe als Holz verwenden. Der Zimmermeister ist weiters zur 
Herstellung von Hauseingangstüren aus Massivholz, Holzfußböden aller Art und 
von gezimmerten Holzgegenständen berechtigt. 

(3) Die im Abs. 1 angeführten Arbeiten darf der Holzbau-Meister, wenn die 
Mitwirkung verschiedener Baugewerbe erforderlich ist und soweit Abs. 4 nicht 
anderes bestimmt, nur unter der Leitung eines Baumeisters ausführen. 

(4) Der Holzbau-Meister ist jedoch berechtigt, Bauten, die ihrem Wesen 
nach Holzkonstruktionen sind, selbstständig sowohl zu planen und zu berechnen 
als auch zu leiten und nach Maßgabe des § 99 Abs. 2, der sinngemäß anzuwenden 
ist, auszuführen. 

(5) Der Holzbau-Meister ist zur Aufstellung von Gerüsten, für die statische 
Kenntnisse erforderlich sind, berechtigt. 

(6) Der Holzbau-Meister ist im Rahmen seiner Gewerbeberechtigung zur 
Vertretung seines Auftraggebers vor Behörden oder Körperschaften öffentlichen 
Rechts berechtigt. 

(7) …  
(8) Wird das Gewerbe der Holzbau-Meister in einem Umfang angemeldet, 

der nicht das Recht zur umfassenden Planung gemäß Abs. 4 beinhaltet, hat der 
Gewerbeanmelder die Bezeichnung “Holzbaugewerbetreibender” unter Beifü-
gung der entsprechenden Einschränkung zu verwenden. Nur Gewerbetreibende, 
deren Gewerbeberechtigung das Recht zur Planung gemäß Abs. 4 beinhaltet, 
dürfen die Bezeichnung “Holzbau-Meister” verwenden. Gewerbetreibende, die 
zur Ausübung des Holzbau-Meistergewerbes eingeschränkt auf die Ausführung 
von Arbeiten gemäß Abs. 1 und 2 berechtigt sind, dürfen keine Bezeichnung 
verwenden, die den Eindruck erwecken könnte, dass sie zu Tätigkeiten gemäß 
Abs. 4 berechtigt sind.

§ 150. (1) bis (4)  
(5) Fotografen (§ 94 Z 20) sind auch zur Herstellung von Videofilmen be-

§ 150. (1) bis (4)  
(6) bis (23) 
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rechtigt. Unbeschadet der Rechte der Fotografen ist die Pressefotografie kein 
gebundenes Gewerbe gemäß § 94 Z 20. 

(6) bis (23)
 Berufsfotografen 

§ 161. Berufsfotografen sind auch zur Herstellung von Videofilmen berech-
tigt. 

§ 349. (1) bis (5) … 
(6) Im Verfahren sind die im Abs. 2 Z 1 genannten Personen und die im 

Abs. 2 Z 2 und Abs. 5 genannten Gliederungen der Landeskammer der gewerbli-
chen Wirtschaft Parteien und es steht ihnen das Recht der Beschwerde gemäß 
Art. 131 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 wegen 
Rechtswidrigkeit zu. 

§ 349. (1) bis (5) … 
(6) Im Verfahren sind die im Abs. 2 Z 1 genannten Personen und die im 

Abs. 2 Z 2 und Abs. 5 genannten Gliederungen der Landeskammer der gewerbli-
chen Wirtschaft Parteien und es steht ihnen das Recht der Beschwerde gemäß 
Art. 131 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes  B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, 
wegen Rechtswidrigkeit zu.

§ 352. (1) bis (10) … 
(11) Hat der Prüfling die Prüfung lediglich teilweise bestanden, so kann die 

Prüfungskommission unter Berücksichtigung der bei der Prüfung festgestellten 
Fähigkeiten und Kenntnisse festlegen, welcher Prüfungsteil bei der Prüfung nicht 
zu wiederholen ist. 

(12) bis (13) … 

§ 352. (1) bis (10) … 
(11) Hat der Prüfling die Prüfung lediglich teilweise bestanden, so kann die 

Prüfungskommission unter Berücksichtigung der bei der Prüfung festgestellten 
Fähigkeiten und Kenntnisse sowie entsprechender Regelungen im Sinne des 
§ 352a Abs. 2 festlegen, welcher Prüfungsteil bei der Prüfung nicht zu wiederho-
len ist. 

(12) bis (13) …
§ 352a. (1) … 
(2) Die zuständige Fachorganisation der Wirtschaftskammer Österreich kann 

in den Meisterprüfungsordnungen und in den Prüfungsordnungen für die sonsti-
gen reglementierten Gewerbe unter Bedachtnahme auf die zu prüfenden Sachge-
biete und auf Art und Umfang der zu absolvierenden praktischen Arbeiten nähere 
Bestimmungen erlassen über 
 1. die Zahl der zusätzlichen Beisitzer gemäß § 351 Abs. 2, 
 2. die an diese Beisitzer zu stellenden Anforderungen und 
 3. die Kostentragung für einen allfälligen praktischen Teil der Prüfung. 

(3) … 

§ 352a. (1) … 
(2) Die zuständige Fachorganisation der Wirtschaftskammer Österreich kann 

in den Meisterprüfungsordnungen und in den Prüfungsordnungen für die sonsti-
gen reglementierten Gewerbe unter Bedachtnahme auf die zu prüfenden Sachge-
biete und auf Art und Umfang der zu absolvierenden praktischen Arbeiten nähere 
Bestimmungen erlassen über 
 1. die Zahl der zusätzlichen Beisitzer gemäß § 351 Abs. 2, 
 2. die an diese Beisitzer zu stellenden Anforderungen, 
 3. die Kostentragung für einen allfälligen praktischen Teil der Prüfung und 
 4. im Fall des lediglich teilweisen Bestehens der Prüfung zu wiederholende 

Prüfungsteile. 
(3) … 

§ 356. (1) Wird eine mündliche Verhandlung anberaumt, so hat die Behörde 
den Nachbarn Gegenstand, Zeit und Ort der Verhandlung sowie die Vorausset-

§ 356. (1) Wird eine mündliche Verhandlung anberaumt, so hat die Behörde 
Gegenstand, Zeit und Ort der Verhandlung sowie die Voraussetzungen zur Auf-
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zungen zur Aufrechterhaltung der Parteistellung (§ 42 AVG) durch Anschlag in 
der Gemeinde (§ 41 AVG) und durch Anschlag in den der Betriebsanlage unmit-
telbar benachbarten Häusern bekannt zu geben. Die Eigentümer der betroffenen 
Häuser haben derartige Anschläge in ihren Häusern zu dulden. Statt durch Haus-
anschlag kann die Bekanntgabe aus Gründen der Zweckmäßigkeit, Raschheit und 
Einfachheit durch persönliche Verständigung der Nachbarn erfolgen. Der Eigen-
tümer des Betriebsgrundstücks und die Eigentümer der an dieses Grundstück 
unmittelbar angrenzenden Grundstücke sind persönlich zu laden; dies gilt nicht, 
wenn das Genehmigungsprojekt ein Gasflächenversorgungsleitungsnetz oder ein 
Fernwärmeleitungsnetz betrifft. Wenn es sich bei den Eigentümern des Betriebs-
grundstücks oder bei den Eigentümern der an dieses Grundstück unmittelbar 
angrenzenden Grundstücke um Wohnungseigentümer im Sinne des Wohnungsei-
gentumsgesetzes 2002 handelt, so sind die im ersten Satz angeführten Angaben 
dem Verwalter (§§ 19 ff WEG 2002) nachweislich schriftlich mit dem Auftrag 
zur Kenntnis zu bringen, diese Angaben den Wohnungseigentümern unverzüglich 
durch Anschlag im Hause bekannt zu geben.

rechterhaltung der Parteistellung (§ 42 AVG) in folgender Weise bekannt zu 
geben: 
 1. Kundmachung an der Amtstafel der Gemeinde (§ 41 AVG), 
 2. Verlautbarung auf der Internetseite der Behörde, 
 3. Anschlag auf dem Betriebsgrundstück und 
 4. Anschlag in den der Betriebsanlage unmittelbar benachbarten Häusern. 
Die Eigentümer der betroffenen Häuser haben derartige Anschläge in ihren Häu-
sern zu dulden. Statt durch Anschlag im Sinne der Z 3 und 4 kann die Bekannt-
gabe aus Gründen der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit durch persön-
liche Verständigung erfolgen. 

§ 356a. (1) Die Behörde hat den Antrag um Genehmigung oder um Geneh-
migung einer wesentlichen Änderung einer in der Anlage 3 zu diesem Bundesge-
setz angeführten Betriebsanlage (§ 353a) im redaktionellen Teil zweier im Bun-
desland weit verbreiteter Tageszeitungen und auf der Internetseite der Behörde 
bekannt zu geben. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind zu wahren. § 356 
bleibt unberührt. 

§ 356a. (1) Die Behörde hat den Antrag um Genehmigung oder um Geneh-
migung einer wesentlichen Änderung einer in der Anlage 3 zu diesem Bundesge-
setz angeführten Betriebsanlage (§ 353a) im redaktionellen Teil einer im Bundes-
land weit verbreiteten Tageszeitung, in einer in der betroffenen Gemeinde ver-
breiteten periodisch erscheinenden Zeitung und auf der Internetseite der Behörde 
bekannt zu geben. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind zu wahren. § 356 
bleibt unberührt.

§ 359b. (1) Ergibt sich aus dem Genehmigungsansuchen und dessen Beila-
gen (§ 353), daß 
 1. jene Maschinen, Geräte und Ausstattungen der Anlage, deren Verwen-

dung die Genehmigungspflicht begründen könnte, ausschließlich solche 
sind, die in Verordnungen gemäß § 76 Abs. 1 oder Bescheiden gemäß 
§ 76 Abs. 2 angeführt sind oder die nach ihrer Beschaffenheit und Wir-
kungsweise vornehmlich oder auch dazu bestimmt sind, in Privathaus-
halten verwendet zu werden, oder 

 2. das Ausmaß der der Betriebsanlage zur Verfügung stehenden Räumlich-
keiten und sonstigen Betriebsflächen insgesamt nicht mehr als 800 m² 
beträgt, die elektrische Anschlussleistung der zur Verwendung gelangen-
den Maschinen und Geräte 300 kW nicht übersteigt und auf Grund der 
geplanten Ausführung der Anlage zu erwarten ist, dass Gefährdungen, 
Belästigungen, Beeinträchtigungen oder nachteilige Einwirkungen im 

§ 359b. (1) Ergibt sich aus dem Genehmigungsansuchen und dessen Beila-
gen (§ 353), dass 
 1. jene Maschinen, Geräte und Ausstattungen der Anlage, deren Verwen-

dung die Genehmigungspflicht begründen könnte, ausschließlich solche 
sind, die in Verordnungen gemäß § 76 Abs. 1 oder Bescheiden gemäß 
§ 76 Abs. 2 angeführt sind oder die nach ihrer Beschaffenheit und Wir-
kungsweise vornehmlich oder auch dazu bestimmt sind, in Privathaus-
halten verwendet zu werden, oder 

 2. das Ausmaß der der Betriebsanlage zur Verfügung stehenden Räumlich-
keiten und sonstigen Betriebsflächen insgesamt nicht mehr als 800 m² 
beträgt, die elektrische Anschlussleistung der zur Verwendung gelangen-
den Maschinen und Geräte 300 kW nicht übersteigt und auf Grund der 
geplanten Ausführung der Anlage zu erwarten ist, dass Gefährdungen, 
Belästigungen, Beeinträchtigungen oder nachteilige Einwirkungen im 
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Sinne des § 74 Abs. 2 oder Belastungen der Umwelt (§ 69a) vermieden 
werden, 

so hat die Behörde das Projekt durch Anschlag in der Gemeinde und durch An-
schlag in den der Anlage unmittelbar benachbarten Häusern mit dem Hinweis 
bekanntzugeben, daß die Projektsunterlagen innerhalb eines bestimmten, vier 
Wochen nicht überschreitenden Zeitraumes bei der Behörde zur Einsichtnahme 
aufliegen und daß die Nachbarn innerhalb dieses Zeitraumes von ihrem Anhö-
rungsrecht Gebrauch machen können; die Eigentümer der betroffenen Häuser 
haben derartige Anschläge in ihren Häusern zu dulden; statt durch Hausanschlag 
kann das Projekt aus Gründen der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit 
durch persönliche Verständigung der Nachbarn bekannt gegeben werden; nach 
Ablauf der im Anschlag oder in der persönlichen Verständigung angeführten Frist 
hat die Behörde unter Bedachtnahme auf die eingelangten Äußerungen der Nach-
barn die die Anwendung des vereinfachten Verfahrens begründende Beschaffen-
heit der Anlage mit Bescheid festzustellen und erforderlichenfalls Aufträge zum 
Schutz der gemäß § 74 Abs. 2 sowie der gemäß § 77 Abs. 3 und 4 wahrzuneh-
menden Interessen zu erteilen; dieser Bescheid gilt als Genehmigungsbescheid 
für die Anlage. Die Behörde hat diesen Bescheid binnen drei Monaten nach Ein-
langen des Genehmigungsansuchens und der erforderlichen Unterlagen zum 
Genehmigungsansuchen (§ 353) zu erlassen. § 356b gilt sinngemäß. Nachbarn 
(§ 75 Abs. 2) haben keine Parteistellung. In der Anlage 3 zu diesem Bundesgesetz 
angeführte Betriebsanlagen sind nicht dem vereinfachten Genehmigungsverfah-
ren zu unterziehen.

Sinne des § 74 Abs. 2 oder Belastungen der Umwelt (§ 69a) vermieden 
werden, 

so hat die Behörde das Projekt mit dem Hinweis bekanntzugeben, dass die 
Projektsunterlagen innerhalb eines bestimmten, vier Wochen nicht überschreiten-
den Zeitraumes bei der Behörde zur Einsichtnahme aufliegen und dass die Nach-
barn innerhalb dieses Zeitraumes von ihrem Anhörungsrecht Gebrauch machen 
können; für diese Bekanntgabe ist § 356 Abs. 1 sinngemäß anzuwenden. Nach 
Ablauf der in der Bekanntgabe angeführten Frist hat die Behörde unter 
Bedachtnahme auf die eingelangten Äußerungen der Nachbarn die Anwendung 
des vereinfachten Verfahrens begründende Beschaffenheit der Anlage mit Be-
scheid festzustellen und erforderlichenfalls Aufträge zum Schutz der gemäß § 74 
Abs. 2 sowie der gemäß § 77 Abs. 3 und 4 wahrzunehmenden Interessen zu ertei-
len; dieser Bescheid gilt als Genehmigungsbescheid für die Anlage. Die Behörde 
hat diesen Bescheid binnen drei Monaten nach Einlangen des Genehmigungsan-
suchens und der erforderlichen Unterlagen zum Genehmigungsansuchen (§ 353) 
zu erlassen. § 356b gilt sinngemäß. Nachbarn (§ 75 Abs. 2) haben eine auf die 
Frage, ob die Voraussetzungen des vereinfachten Verfahrens vorliegen, be-
schränkte Parteistellung. In der Anlage 3 zu diesem Bundesgesetz angeführte 
Betriebsanlagen sind nicht dem vereinfachten Genehmigungsverfahren zu unter-
ziehen. 

§ 360. (1) … 
(2) bis (6) … 

§ 360. (1) … 
(1a) In den Fällen des Verdachts einer Übertretung gemäß § 366 Abs. 1 Z 2 

oder Z 3 oder § 367 Z 25 hat ein Bescheid gemäß Abs. 1 nicht zu ergehen, wenn 
und solange im konkreten Einzelfall  
 1. für die Behörde keine Bedenken vom Standpunkt des Schutzes der im 

§ 74 Abs. 2 umschriebenen Interessen oder der Vermeidung von Belas-
tungen der Umwelt (§ 69a) hervorkommen, und 

 2. innerhalb einer von der Behörde gleichzeitig mit der Verfahrensanord-
nung gemäß Abs. 1 bestimmten, angemessenen und nicht erstreckbaren 
Frist ein diesem Bundesgesetz entsprechendes Ansuchen (§ 353) um die 
erforderliche Genehmigung eingebracht und sodann auf Grund dieses 
Ansuchens ein entsprechender Genehmigungsbescheid erlassen wird. 

Abs. 1a gilt nicht für in der Anlage 3 zu diesem Bundesgesetz angeführte 
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Betriebsanlagen.
(2) bis (6) … 

§ 361. (1) … 
(2) Vor der Entziehung der Gewerbeberechtigung oder von Maßnahmen 

gemäß § 91 ist die zuständige Gliederung der Landeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft und, wenn Arbeitnehmer im Betriebe beschäftigt sind, auch die zu-
ständige Kammer zu hören. Dies gilt nicht im Fall der Entziehung der Gewerbe-
berechtigung oder einer Maßnahme gemäß § 91 wegen rechtskräftiger Nichter-
öffnung oder Aufhebung des Insolvenzverfahrens mangels kostendeckenden 
Vermögens. 

(3) …

§ 361. (1) … 
(2) Vor der Entziehung der Gewerbeberechtigung oder von Maßnahmen 

gemäß § 91 ist die zuständige Gliederung der Landeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft und, wenn Arbeitnehmer im Betriebe beschäftigt sind, auch die zu-
ständige Kammer zu hören. Dies gilt nicht im Fall einer Maßnahme gemäß § 91 
Abs. 2 wegen rechtskräftiger Nichteröffnung oder Aufhebung des Insolvenzver-
fahrens mangels kostendeckenden Vermögens. 

(3) … 

§ 363. (1) … 
(2) In einem Verfahren betreffend die Nichtigerklärung gemäß Abs. 1 Z 1 

sind die Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft und die nach der Sachlage 
sonst in Betracht kommenden gesetzlichen beruflichen Interessenvertretungen 
Parteien und es steht ihnen das Recht der Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 wegen Rechtswidrigkeit zu. 

(3) In einem Verfahren betreffend die Nichtigerklärung gemäß Abs. 1 Z 2 ist 
die Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft Partei und es steht ihr das Recht 
der Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz in der Fas-
sung von 1929 wegen Rechtswidrigkeit zu. 

(4) …

§ 363. (1) … 
(2) In einem Verfahren betreffend die Nichtigerklärung gemäß Abs. 1 Z 1 

sind die Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft und die nach der Sachlage 
sonst in Betracht kommenden gesetzlichen beruflichen Interessenvertretungen 
Parteien und es steht ihnen das Recht der Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 B-
VG wegen Rechtswidrigkeit zu. 

(3) In einem Verfahren betreffend die Nichtigerklärung gemäß Abs. 1 Z 2 ist 
die Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft Partei und es steht ihr das Recht 
der Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 B-VG wegen Rechtswidrigkeit zu. 

(4) … 

§ 366. (1) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 3 600 € zu 
bestrafen ist, begeht, wer 
 1. bis 8. … . 

 (2)… 
 

§ 366. (1) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 3 600 € zu 
bestrafen ist, begeht, wer 
 1. bis 8. …; 
 9. entgegen § 127 Abs. 3 eine Pauschalreise veranstaltet, ohne in das 

Veranstalterverzeichnis eingetragen zu sein oder sich einer fremden Ein-
tragung bedient. 

(2)… 
 

§ 367. Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 2 180 € zu 
bestrafen ist, begeht, wer 
 1. bis 33. …;

§ 367. Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 2 180 € zu 
bestrafen ist, begeht, wer 

1. bis 20a. …;
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 34. ein Gastgewerbe vorübergehend außerhalb der Betriebsräume und allfäl-
ligen sonstigen Betriebsflächen des Standortes ausübt, ohne die gemäß 
§ 148 Abs. 3 erforderliche Bewilligung erhalten zu haben; 

 35.  bis 58. … 

 20b. eine Werbeveranstaltung anbietet, obwohl das Anbieten von der Behörde 
gemäß § 57 Abs. 7a untersagt wurde oder die Anzeige gemäß § 57 
Abs. 5 zweiter Satz nicht erstattet wurde; 

 21. bis 33. …; 
 34. bei Pauschalreisen in die von ihm verwendeten detaillierten Werbeunter-

lagen nicht die in einer Verordnung gemäß § 127 Abs. 1 Z 1 und 2 für 
detaillierte Werbeunterlagen vorgesehenen Angaben aufnimmt oder un-
richtige Angaben veröffentlicht; 

35. bis 58. … 
§ 373a. (1) Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der EU oder eines Ver-

tragsstaates des EWR, die in einem anderen Mitgliedstaat der EU oder Vertrags-
staat des EWR niedergelassen sind und dort eine Tätigkeit befugt ausüben, auf 
die die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes anzuwenden wären, dürfen diese 
Tätigkeit vorübergehend und gelegentlich unter den gleichen Voraussetzungen 
wie Inländer in Österreich ausüben. Die Erbringung des allenfalls vorgeschriebe-
nen Befähigungsnachweises ist nicht erforderlich, 
 1. wenn die gewerbliche Tätigkeit im Niederlassungsmitgliedstaat regle-

mentiert ist oder eine reglementierte Ausbildung im Sinne des Art. 3 lit. e 
der Richtlinie 2005/36/EG vorliegt oder 

 2. wenn die gewerbliche Tätigkeit oder die Ausbildung zwar nicht im Sinne 
der Z 1 reglementiert ist, der Dienstleister die gewerbliche Tätigkeit aber 
mindestens zwei Jahre während der vorhergehenden zehn Jahre im 
Niederlassungsmitgliedstaat ausgeübt hat. 

Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat die Ausübung der den 
Gegenstand der Dienstleistung bildenden Tätigkeit zu verbieten, wenn die vorge-
nannten Voraussetzungen für die Erbringung der Dienstleistung nicht erfüllt sind 
oder wenn einer der im § 87 Abs. 1 angeführten Entziehungsgründe oder der 
Entziehungsgrund des § 135 Abs. 5 auf den Dienstleistungserbringer zutrifft. 
Wurde eine vorgeschriebene Meldung nach diesem Bundesgesetz nicht erstattet 
oder gegen die Informationspflichten gemäß Abs. 8 verstoßen, kann der Bundes-
minister für Wirtschaft, Familie und Jugend die Ausübung für eine dem Grunde 
des Verbotes angemessene Dauer untersagen. Zuwiderhandlungen gegen die 
Bestimmungen dieses Absatzes sind gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 zu bestrafen. 

(2) bis (3) … 
(4) …

§ 373a. (1) Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der EU oder eines Ver-
tragsstaates des EWR, die in einem anderen Mitgliedstaat der EU oder Vertrags-
staat des EWR niedergelassen sind und dort eine Tätigkeit befugt ausüben, auf 
die die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes anzuwenden wären, dürfen diese 
Tätigkeit vorübergehend und gelegentlich unter den gleichen Voraussetzungen 
wie Inländer in Österreich ausüben. Die Erbringung des allenfalls vorgeschriebe-
nen Befähigungsnachweises ist nicht erforderlich, 
 1. wenn die gewerbliche Tätigkeit im Niederlassungsmitgliedstaat regle-

mentiert ist oder eine reglementierte Ausbildung im Sinne des Art. 3 lit. e 
der Richtlinie 2005/36/EG vorliegt oder 

 2. wenn die gewerbliche Tätigkeit oder die Ausbildung zwar nicht im Sinne 
der Z 1 reglementiert ist, der Dienstleister die gewerbliche Tätigkeit aber 
mindestens zwei Jahre während der vorhergehenden zehn Jahre im 
Niederlassungsmitgliedstaat ausgeübt hat. 

Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat die Ausübung der den 
Gegenstand der Dienstleistung bildenden Tätigkeit zu verbieten, wenn die vorge-
nannten Voraussetzungen für die Erbringung der Dienstleistung nicht erfüllt sind 
oder wenn einer der im § 87 Abs. 1 angeführten Entziehungsgründe oder der im 
§ 85 Z 2 angeführte Endigungsgrund oder der Entziehungsgrund des § 135 Abs. 5 
auf den Dienstleistungserbringer zutrifft. Wurde eine vorgeschriebene Meldung 
nach diesem Bundesgesetz nicht erstattet oder gegen die Informationspflichten 
gemäß Abs. 8 verstoßen, kann der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und 
Jugend die Ausübung für eine dem Grunde des Verbotes angemessene Dauer 
untersagen. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieses Absatzes sind 
gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 zu bestrafen. 

(2) bis (3) … 
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 1. …; 
 2. eine Bescheinigung der zuständigen Behörden oder Stellen darüber, dass 

der Dienstleister in einem Mitglied- oder Vertragsstaat rechtmäßig zur 
Ausübung der betreffenden Tätigkeiten niedergelassen ist, einschließlich 
der Adresse der Niederlassung, ob diese Tätigkeit im Niederlassungsstaat 
reglementiert ist und dass ihm die Ausübung dieser Tätigkeiten zum 
Zeitpunkt der Vorlage der Bescheinigung nicht, auch nicht vorüberge-
hend, untersagt ist; 

 3. bis 5. … : 
(5) … 

 1. bis 2. … : 
 a) bis c) … . 
 3. Wenn bis zum Ablauf des zweiten Monats ab Eingang der vollständi-

gen Unterlagen beim Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Ju-
gend keine Reaktion des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit 
erfolgt, darf die Tätigkeit erbracht werden. 

(6) bis (8) … 
… 

(4) … 
 1. …; 
 2. eine Bescheinigung der zuständigen Behörden oder Stellen darüber, dass 

der Dienstleister in einem Mitglied- oder Vertragsstaat rechtmäßig zur 
Ausübung der betreffenden Tätigkeiten niedergelassen ist, einschließlich 
der Adresse der Niederlassung, und dass ihm die Ausübung dieser Tätig-
keiten zum Zeitpunkt der Vorlage der Bescheinigung nicht, auch nicht 
vorübergehend, untersagt ist; 

 3. bis 5. … . 
(5) … : 

 1.  bis 2. … : 
 a) bis c) ... . 
 d) Wenn bis zum Ablauf des zweiten Monats ab Eingang der vollständi-

gen Unterlagen beim Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Ju-
gend keine Reaktion des Bundesministers für Wirtschaft, Familie und 
Jugend erfolgt, darf die Tätigkeit erbracht werden. 

(6) bis (8) … 

§ 373b. (1) Die Bestimmungen des § 373a gelten für Staatsangehörige der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft und Gesellschaften, die nach schweizeri-
schem Recht gegründet wurden und ihren satzungsgemäßen Sitz, ihre Hauptver-
waltung oder ihre Hauptniederlassung in der Schweiz haben, sinngemäß mit der 
Maßgabe, dass von ihnen Dienstleistungen in Österreich erbracht werden dürfen, 
deren tatsächliche Dauer 90 Arbeitstage pro Kalenderjahr nicht überschreitet. 
Hinsichtlich der Erbringung des allenfalls vorgeschriebenen Befähigungsnach-
weises sind die Voraussetzungen für die Erbringung der Dienstleistung erfüllt, 
wenn der Dienstleister – bei Gesellschaften deren verantwortliche Vertreter – die 
Anerkennung gemäß § 373c oder die Gleichhaltung gemäß § 373d oder § 373e 
erlangt hat. Hinsichtlich der Anerkennung von beruflichen Qualifikationen zum 
Zwecke der Gründung einer Niederlassung in Österreich sind Staatsangehörige 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates 
der EU oder eines Vertragsstaates des EWR gleichgestellt. 

§ 373b. (1) Die Bestimmungen des § 373a gelten für Staatsangehörige der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft und Gesellschaften, die nach schweizeri-
schem Recht gegründet wurden und ihren satzungsgemäßen Sitz, ihre Hauptver-
waltung oder ihre Hauptniederlassung in der Schweiz haben, sinngemäß mit der 
Maßgabe, dass von ihnen Dienstleistungen in Österreich erbracht werden dürfen, 
deren tatsächliche Dauer 90 Arbeitstage pro Kalenderjahr nicht überschreitet. 
Hinsichtlich der Erbringung des allenfalls vorgeschriebenen Befähigungsnach-
weises sind die Voraussetzungen für die Erbringung der Dienstleistung erfüllt, 
wenn der Dienstleister – bei Gesellschaften deren verantwortliche Vertreter – die 
Anerkennung gemäß § 373c oder die Gleichhaltung gemäß § 373d oder § 373e 
erlangt hat. Hinsichtlich der Anerkennung von beruflichen Qualifikationen zum 
Zwecke der Gründung einer Niederlassung in Österreich sind Staatsangehörige 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates 
der EU oder eines Vertragsstaates des EWR gleichgestellt. 

(2) Nachfolgende Personen sind Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der 
EU, eines Vertragsstaates des EWR hinsichtlich der Anwendung der Bestimmun-
gen des § 373a sowie der §§ 373c bis 373f und 373h gleichgestellt:
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 1.  Familienangehörige von Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der EU 
oder eines Vertragsstaates des EWR, die zum Aufenthalt in einem Mit-
gliedstaat der EU oder einem Vertragsstaat des EWR berechtigt sind, 

 2. Personen, die durch eine österreichische Asylbehörde oder den Asylge-
richtshof den Status eines Asylberechtigten gemäß § 3 Asylgesetz 2005, 
BGBl. I Nr. 100 in der jeweils geltenden Fassung, oder den Status eines 
subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 8 Asylgesetz 2005 oder einen ent-
sprechenden Status nach den vor Inkrafttreten des Asylgesetzes 2005 
geltenden asylrechtlichen Bestimmungen zuerkannt erhalten haben, 

 3. Personen, die über einen Aufenthaltstitel mit einem Recht auf Niederlas-
sung gemäß § 45 oder§ 49 Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz 
(NAG), BGBl. I Nr. 100/2005 in der jeweils geltenden Fassung, verfü-
gen, 

 4.  Personen, die über einen Aufenthaltstitel “Blaue Karte EU” gemäß § 42 
NAG verfügen. 

(3) Hinsichtlich der in den §§ 373c bis 373f angeführten Tätigkeiten und 
Ausbildungen können Tätigkeiten und Ausbildungen aus einem Mitgliedstaat der 
EU, einem Vertragsstaat des EWR oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
oder gleichgestellte Ausbildungsnachweise gemäß Art. 3 Abs. 3 der 
RL 2005/36/EG geltend gemacht werden.

§ 373c. (1) Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat auf 
Antrag eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der EU oder eines Vertrags-
staates des EWR die tatsächliche Ausübung von Tätigkeiten in einem anderen 
Mitgliedstaat der EU oder einem anderen Vertragsstaat des EWR als ausreichen-
den Nachweis der Befähigung mit Bescheid anzuerkennen, wenn 
 1.  die Tätigkeiten allenfalls in Verbindung mit einer einschlägigen Ausbil-

dung nach Art und Dauer den Voraussetzungen der Verordnung gemäß 
Abs. 2 entsprechen und 

 2.  keine Ausschlussgründe gemäß § 13 vorliegen. 
 

§ 373c. (1) Der Landeshauptmann hat auf Antrag eines Staatsangehörigen 
eines Mitgliedstaates der EU oder eines Vertragsstaates des EWR die tatsächliche 
Ausübung von Tätigkeiten in einem anderen Mitgliedstaat der EU oder einem 
anderen Vertragsstaat des EWR als ausreichenden Nachweis der Befähigung mit 
Bescheid anzuerkennen, wenn 
 1.  die Tätigkeiten allenfalls in Verbindung mit einer einschlägigen Ausbil-

dung nach Art und Dauer den Voraussetzungen der Verordnung gemäß 
Abs. 2 entsprechen und 

 2.  keine Ausschlussgründe gemäß § 13 vorliegen. 
 

§ 373d. (1) Soweit nicht § 373c anzuwenden ist, hat der Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit auf Antrag eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates 
der EU oder eines Vertragsstaates des EWR unter Bedachtnahme auf das Qualifi-
kationsniveau des jeweiligen Gewerbes oder der jeweiligen Tätigkeit des Gewer-
bes die vom Antragsteller erworbene und nachgewiesene Berufsqualifikation 

§ 373d. (1) Soweit nicht § 373c anzuwenden ist, hat der Landeshauptmann 
auf Antrag eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der EU oder eines Ver-
tragsstaates des EWR unter Bedachtnahme auf das Qualifikationsniveau des 
jeweiligen Gewerbes oder der jeweiligen Tätigkeit des Gewerbes die vom An-
tragsteller erworbene und nachgewiesene Berufsqualifikation (Abs. 2) mit dem 
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(Abs. 2) mit dem Befähigungsnachweis des betreffenden Gewerbes oder der 
betreffenden Tätigkeit des Gewerbes nach der Richtlinie 2005/36/EG gleichzu-
halten, wenn 
 1. die vom Anerkennungswerber erworbene und nachgewiesene Berufsqua-

lifikation dem Befähigungsnachweis äquivalent ist und 
 2. keine Ausschlussgründe gemäß § 13 vorliegen. 

(2) bis (10) …

Befähigungsnachweis des betreffenden Gewerbes oder der betreffenden Tätigkeit 
des Gewerbes nach der Richtlinie 2005/36/EG gleichzuhalten, wenn 
 1. die vom Anerkennungswerber erworbene und nachgewiesene Berufsqua-

lifikation dem Befähigungsnachweis äquivalent ist und 
 2. keine Ausschlussgründe gemäß § 13 vorliegen. 

(2) bis (10) … 

§ 373e. (1) Einem Antragsteller, der eine Berechtigung hinsichtlich der Pla-
nung von Hochbauten anstrebt, hat der Bundesminister für Wirtschaft, Familie 
und Jugend die Gleichhaltung dann auszusprechen, wenn er 
 1. in Bezug auf seine Berufsqualifikation Zeugnisse vorlegt, die 
 a) gemäß Art. 21 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG in Anhang 

5.7.1. dieser Richtlinie aufgeführt sind, oder 
 b) gemäß Art. 21 Abs. 7 der Richtlinie 2005/36/EG mitgeteilt und im 

Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurden, oder 
 c) gemäß Art. 49 dieser Richtlinie anerkannt werden, und 
 2. keine Ausschlussgründe gemäß § 13 vorliegen. 

(2) Falls der Antragsteller die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 nicht erfüllt, 
kann er das Verfahren nach § 373d beanspruchen, wenn er 
 1. von den Voraussetzungen des Art. 49 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG 

lediglich die Anforderungen der tatsächlichen und rechtmäßigen Berufs-
ausübung nicht erfüllt oder 

 2. über einen in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem Vertragsstaat des 
EWR ausgestellten Ausbildungsnachweis verfügt, der nicht in Anhang 
5.7.1. der Richtlinie 2005/36/EG aufgeführt ist und er im Herkunftsmit-
gliedstaat (ausstellenden Staat) berechtigt ist, die Berufsbezeichnung 
„Architekt“ zu führen, oder 

 3. über einen in einem Drittland ausgestellten Ausbildungsnachweis im 
Bereich der Architektur verfügt und er über drei Jahre Berufserfahrung 
hinsichtlich der Planung von Hochbauten im Hoheitsgebiet desjenigen 
Mitgliedstaates der EU oder Vertragsstaates des EWR verfügt, der diesen 
Ausbildungsnachweis unter Beachtung der Mindestanforderungen des 
Art. 46 der Richtlinie 2005/36/EG anerkannt hat und dieser Staat diese 
Berufserfahrung bescheinigt. 

§ 373e. (1) Einem Antragsteller, der eine Berechtigung hinsichtlich der Pla-
nung von Hochbauten anstrebt, hat der Landeshauptmann die Gleichhaltung dann 
auszusprechen, wenn er 
 1. in Bezug auf seine Berufsqualifikation Zeugnisse vorlegt, die 
 a) gemäß Art. 21 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG in Anhang 

5.7.1. dieser Richtlinie aufgeführt sind, oder 
 b) gemäß Art. 21 Abs. 7 der Richtlinie 2005/36/EG mitgeteilt und im 

Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurden, oder 
 c) gemäß Art. 49 dieser Richtlinie anerkannt werden, und 
 2. keine Ausschlussgründe gemäß § 13 vorliegen. 

(2) Falls der Antragsteller die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 nicht erfüllt, 
kann er das Verfahren nach § 373d beanspruchen. 
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§ 376.  
 1. bis 12. …  
 14. bis 14e. …  
 15. (4) Der Befähigungsnachweis für den Fotohandel wird auch durch Per-

sonen erbracht, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gewerbeord-
nung 1973 den Befähigungsnachweis für die Ausübung des Handels mit 
Fotoartikeln und Fotoverbrauchsmaterial nach den bis zu diesem Zeit-
punkt geltenden Vorschriften erbringen; hiebei haben sie eine mindestens 
einjährige kaufmännische Tätigkeit im Handel mit Fotoartikeln und Fo-
toverbrauchsmaterial nachzuweisen. 

 15a. bis 53. … . 

§ 376.  
 1. bis 12. … . 
 13. Gewerbetreibende, die am Tag vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. xx/xxxx das Baumeistergewerbe (§ 94 Z 5) oder ein dem 
Baumeistergewerbe entstammendes Teilgewerbe ausgeübt haben, sind 
verpflichtet, der Behörde vor Ablauf von 12 Monaten nach Inkrafttreten 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx den Bestand einer Haftpflicht-
versicherung für Personen- und Sachschäden nach § 99 Abs. 7 nachzu-
weisen. Erfolgt ein solcher Nachweis nicht rechtzeitig, so ist § 99 
Abs. 10 sinngemäß anzuwenden. 

 14. bis 14e. …  
 15. (4) Gewerbetreibende, die am Tag vor dem Inkrafttreten des Bundesge-

setzes BGBl. I Nr. xx/xxxx das Berufsfotografengewerbe (§ 94 Z 20 in 
der Fassung in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2012) 
mit eingeschränkter Berechtigung oder das Pressefotografengewerbe 
ausgeübt haben, sind berechtigt, das Berufsfotografengewerbe ohne Ein-
schränkung der Berechtigung auszuüben. Gewerbebetriebe, deren Inha-
ber oder gewerberechtliche Geschäftsführer am Tag vor dem Inkrafttre-
ten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx die Meisterprüfung für das 
Berufsfotografengewerbe (§ 94 Z 20 in der Fassung in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2012) erfolgreich abgelegt haben, dürfen 
von den in § 20 Abs. 3 festgelegten Rechten Gebrauch machen. 

15a. bis 53. … .
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Anhängige Verfahren 
§ 379. Im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 42/2008 anhängige Verfahren betreffend Betriebsanlagen sind nach den bis-
herigen Vorschriften zu Ende zu führen. Für die Verfahren nach den §§ 373c, d 
und e, die vor Inkrafttreten des im ersten Satz genannten Bundesgesetzes einge-
leitet wurden, gilt die mit diesem Bundesgesetz neu geschaffene Rechtslage. 

Anhängige Verfahren 
§ 379. (1) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 42/2008 anhängige Verfahren betreffend Betriebsanlagen sind nach den bis-
herigen Vorschriften zu Ende zu führen. 

(2) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx 
anhängige Verfahren gemäß § 18 Abs. 6 GewO 1994 sind nach den bisherigen 
Vorschriften zu Ende zu führen. 

(3) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx 
anhängige Entziehungsverfahren, die auf Sachverhalten beruhen, die nach der 
neuen Rechtslage einen Endigungstatbestand gemäß § 85 Z 2 bilden, sind nach 
den bisherigen Vorschriften zu Ende zu führen. 

(4) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx 
anhängige Verfahren gemäß den §§ 373c, 373d und 373e sind nach den bisheri-
gen Vorschriften zu Ende zu führen. 

(5) § 356 Abs. 1, § 356a Abs. 1 und§ 359b Abs. 1 in der Fassung des 
BGBl. I Nr. xx/xxxx sind auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/xxxx noch nicht abgeschlossene Verfahren nicht anzuwenden. 

§ 382. (1) bis (50) … 
(50) § 338 Abs. 6 in der Fassung des 2. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I 

Nr. 35/2012, tritt mit 1. Juli 2012 in Kraft. 
(51) § 106 Abs. 5, § 107 Abs. 5, § 113 Abs. 3, 4 und 5, § 116 Abs. 6, § 130 

Abs. 9, § 132 Abs. 1, § 141 Abs. 1 Z 3, § 144 Abs. 4, § 146 Abs. 1, § 147 Abs. 2 
und 3, § 336a Abs. 1 und § 365f Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 50/2012 treten mit 1. September 2012 in Kraft. 

§ 382. (1) bis (50) … 
(51) § 338 Abs. 6 in der Fassung des 2. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I 

Nr. 35/2012, tritt mit 1. Juli 2012 in Kraft. 
(52) § 106 Abs. 5, § 107 Abs. 5, § 113 Abs. 3, 4 und 5, § 116 Abs. 6, § 130 

Abs. 9, § 132 Abs. 1, § 141 Abs. 1 Z 3, § 144 Abs. 4, § 146 Abs. 1, § 147 Abs. 2 
und 3, § 336a Abs. 1 und § 365f Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 50/2012 treten mit 1. September 2012 in Kraft. 

(53) § 2 Abs. 1 Z 20, § 3 Abs. 3, § 7 Abs. 5, § 14 Abs. 5, § 19, § 21 Abs. 5 
erster Satz, § 39 Abs. 1, § 39 Abs. 2a, § 50 Abs. 2, § 51 Abs. 3, § 57 Abs. 5, 
Abs. 7 und Abs. 7a, § 85 Z 2, § 87 Abs. 1 Z 2, Z 4b und Abs. 1 letzter Satz, § 91 
Abs. 2, § 93 Abs. 4, § 94 Z 24, Z 67 und Z 82, § 99 Abs. 2, Abs. 5, Abs. 6 Z 1 
und Abs. 7 bis 10, § 128 Abs. 2 Z 1, § 133 Abs. 5, § 134 Abs. 3, § 149 Abs. 1 bis 
6, Abs. 8 und die Überschrift, § 161 samt Überschrift, § 349 Abs. 6, § 352 
Abs. 11, § 352a Abs. 2, § 356a Abs. 1, § 360 Abs. 1a, § 361 Abs. 2, § 363 Abs. 2 
und 3, § 366 Abs. 1 Z 9, § 367 Z 20b, § 367 Z 34, § 373a Abs. 1, Abs. 4 und 
Abs. 5, § 376 Z 13 und Z 15 Abs. 4 und § 379 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/xxxx treten ein Monat nach der Veröffentlichung im Bundesge-
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setzblatt in Kraft; gleichzeitig treten § 18 Abs. 6, § 94 Z 20 und § 150 Abs. 5 und 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2012 sowie § 11 Abs. 1 bis 3 
der Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft, Familie und Jugend über die 
Umsetzung des Art. 7 der Richtlinie des Rates vom 13. Juni 1990 über Pauschal-
reisen (90/314/EWG) im österreichischen Recht (Reisebürosicherungsverordnung 
- RSV), BGBl. II Nr. 316/1999 in der Fassung BGBl. II Nr. 402/2006, außer 
Kraft. 

(54) § 373c Abs. 1, § 373d Abs. 1 und § 373e Abs. 1 und 2 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx treten drei Monate nach der Veröffentli-
chung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(55) § 356 Abs. 1 und § 359b Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/xxxx treten sechs Monate nach der Veröffentlichung im Bundes-
gesetzblatt in Kraft. 

(56) § 108 Abs. 6 letzter Satz und § 373b in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/xxxx treten am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesgesetz-
blatt in Kraft; gleichzeitig tritt § 108 Abs. 2 außer Kraft.
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